Preußiſche Sefekfammlung 


—— Nr. 4. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Vereinigung der Städte Saarbrücken, St. Johann und Malſtatt-Burbach 
zu einer Stadtgemeinde „Saarbrücken“, S. 17. — Verordnung, betreffend die Tagegelder und 
Reiſekoſten der Beamten der Berg, Hütten- und Salinenverwaltung, S. 23. — Verfügung des 
Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amts, 
gerichts Rhaunen, S. 24. 


(Nr. 10938.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Städte Saarbrücken, St. Johann und 
Malſtatt⸗Burbach zu einer Stadtgemeinde „Saarbrücken“. Vom 29. März 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Die Städte Saarbrücken, St. Johann und Malſtatt-Burbach im Kreiſe 
Saarbrücken werden nach Maßgabe des in der Anlage abgedruckten Vertrags 
vom 5. Dezember 1908 zu einer Stadtgemeinde mit dem Namen „Saarbrücken“ 
vereinigt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais den 29. März 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 


Geſetzſammlung 1909. (Nr. 1093810940) 6 
Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1909. 
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Vertrag. 


wischen der Stadt Saarbrücken, vertreten durch den Beigeordneten Heinrich 
Kalck, dieſer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung von Saarbrücken vom 5. Dezember 1908, 

der Stadt St. Johann, vertreten durch den Bürgermeiſter Dr. Jur. Paul 
Neff, dieſer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung von St. Johann vom 5. Dezember 1908, und f 

der Stadt Malſtatt⸗Burbach, vertreten durch den Bürgermeiſter Paul 
Schmook, dieſer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung von Malſtatt⸗Burbach vom 5. Dezember 1908, 
iſt heute der nachſtehende Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen 
worden: a 
61 


Die drei Städte Saarbrücken, St. Johann und Malſtatt-Burbach werden 
zu einer einzigen Stadtgemeinde unter dem Namen 
„Saarbrücken“ 
vereinigt. N 
Der Bezirk der Stadt St. Johann wird Saarbrücken⸗St. Johann, der der 
Stadt Malſtatt⸗Burbach Saarbrücken⸗Malſtatt⸗Burbach bezeichnet. 


§ 2. a 

Der Sitz der Verwaltung iſt der Stadtbezirk St. Johann. In Malſtatt⸗ 
Burbach verbleiben ein Standesamt, eine oder mehrere Steuerannahmeſtellen, 
eine Abfertigungsſtelle für Steuerveranlagung, Krankenkaſſen, Invaliditätsſachen u. a. 
In Saarbrücken ſollen ein Standesamt und eine Steuerannahmeſtelle verbleiben. 

Die Zuweiſung angrenzender Teile der anderen Stadtbezirke zu dieſen 
örtlichen Verwaltungsſtellen iſt zuläſſig. 5 
n Die Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte bleiben bis längſtens 1. April 1911 
beſtehen und werden alsdann durch ein Gewerbegericht und ein Kaufmannsgericht 
erſetzt. Das Gewerbegericht ſoll zwei Kammern haben und für Sachen aus dem 
Stadtbezirke Malſtatt⸗Burbach in der Regel in dieſem Stadtbezirke tagen. 


8 § 3. 
Das Vermögen wird mit Ausnahme des Stiftungsvermögens vereinigt, 


An demſelben haben, ſoweit dieſer Vertrag nicht ein anderes beſtimmt, alle Ein⸗ 
wohner dieſelben Rechte und Pflichten. 


SA, 

Aus dem Walde von St. Johann und dem Exlöfe für veräußertes Wald⸗ 
gelände einſchließlich des bereits von der Stadt St. Johann vereinnahmten Er⸗ 
löſes aus dem Verkaufe von Waldbeſitz wird eine beſondere Vermögensmaſſe ge- 
bildet, die getrennt verwaltet und über deren Einnahmen und Ausgaben getrennt 
Rechnung geführt wird. Der Reinertrag dieſer Vermögensmaſſe ſoll ausſchließlich 
zum Nußen, insbeſondere zur ſozialen und wirtſchaftlichen Förderung, der Ein⸗ 
wohner von St. Johann verwendet werden. Der in einem Jahre nicht ver⸗ 
wendete Reinertrag kann auf die nächſten Jahre übertragen werden. Dieſe Ver⸗ 
mögensmaſſe wird von einer außer dem geſetzlichen Vorſitzenden aus ſechs Mit⸗ 
gliedern beſtehenden ſtädtiſchen Deputation verwaltet. 

Die Mitglieder werden auf die Dauer von ſechs Jahren aus der Zahl der 
Stadtverordneten des Wahlbezirkes St. Johann durch dieſe gewählt. 

Der Wald bleibt der bisherigen kommunalen Aufſicht des Regierungs⸗ 
präſidenten unterſtellt. : 

Zur Veräußerung oder Belaſtung des Waldes oder eines Teiles desſelben 
bedarf es der Zuſtimmung der Zweidrittelmehrheit der geſetzlichen Zahl der Stadt⸗ 
verordneten des Stadtbezirkes St. Johann. Zur Aufhebung des Waldrechts 
bedarf es der Zuſtimmung von ½ der vorangegebenen Zahl. 

Bei etwaigem Ausſcheiden von St. Johann aus der vereinigten Stadt 
fällt der Wald wieder an St. Johann zurück. 


§. 5. 
Für den der Stadt Saarbrücken gehörigen Wald gelten die Beſtimmungen 
des § A in ſinngemäßer Anwendung. g 
Für die Stadt Malſtatt⸗Burbach gilt das Gleiche in bezug auf den 
Stadtpark Ludwigsberg. 


§ 6. 

Die drei Stadtbezirke bilden in Zukunft beſondere Wahlbezirke der vereinigten 
Stadt. Jeder Wahlbezirk wählt aus ſeinen Einwohnern die gleiche Anzahl von 
Stadtverordneten. Verlegt ein Stadtverordneter ſeinen Wohnſitz in einen anderen 
Stadtbezirk, ſo erliſcht ſein Stadtverordnetenmandat. 

Ebenſo wird jedem Bezirke die gleiche Anzahl von unbeſoldeten Beigeord⸗ 
neten entnommen. 

Bei der Wahl der ſtädtiſchen Ausſchüſſe hat nach Möglichkeit das näm⸗ 
liche Verhältnis obzuwalten. 

Für die erſten 25 Jahre muß der Steuerausſchuß für die Einſchätzung zu 
den Steuern von Grund- und Gebäudebeſitz, Umſatz⸗ und Wertzuwachsſteuern 
für jeden der drei Stadtbezirke mindeſtens zu / aus Einwohnern des betreffenden 
Stadtbezirkes beſtehen. 
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Für jeden Bezirk beträgt die Zahl der Stadtverordneten 15, die der unbe⸗ 
ſoldeten Beigeordneten 2. 
In dem Stadtausſchuſſe muß jeder Stadtbezirk vertreten fein, 


§7. 

Die erſtmalige Wahl der Stadtverordneten der vereinigten Stadt erfolgt 
alsbald nach Veröffentlichung des Vereinigungsgeſetzes auf Grund der letzten 
berichtigten Liſten der ſtimmfähigen Bürger ($$ 18 und 19 der Städteordnung). 

Die neuen Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt zuzüglich der 
bis zum Ende des Wahljahrs noch laufenden Zeit. 


§8. 

Zur Deckung des durch Gemeinde-Einkommenſteuer aufzubringenden etats⸗ 
mäßigen Bedarfs werden die Steuerpflichtige der vereinigten Stadt mit gleichen 
Prozentſätzen herangezogen. Dazu werden im Stadtbezirke Saarbrücken in den 
erſten 10 Jahren 50 Prozent, dann 2 Jahre lang 37½ Prozent und dann 
3 Jahre lang 25 Prozent vom umlagefähigen Steuerſoll erhoben. 


N 
Der Prozentſatz der Zuſchläge zur ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer ſoll 
im Stadtbezirke St. Johann 
in dem 1. bis 10. Jahre nach der Vereinigung 33 ¼ Prozent = 
z 2 je z 15. 2 z 3 z 25 z — 


16. 2 20. ee 16% „ 
niedriger ſein, als der Prozentſatz der Zuſchläge, welche in den Stadtbezirken 
Saarbrücken und Malſtatt⸗Burbach (im letzteren mit Ausſchluß der der beſonderen 
Beſteuerung unterliegenden Betriebe) zur ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer erhoben 
werden. 

Die in Malſtatt⸗Burbach erhobene beſondere Gewerbeſteuer der Gewerbe: 
ſteuerklaſſen I und II wird in dieſem Stadtbezirke 20 Jahre lang mit höchſtens 
2 Prozent des Arbeitslohns weiter erhoben. 

Die Warenhausſteuern verbleiben dem Stadtbezirk ihrer Erhebung nach 
Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen auf die Dauer von 20 Jahren. 

Überſteigt der Betrag der zur Zeit in St. Johann zur Hebung gelangenden 
Warenhausſteuer das Soll der Gewerbeſteuer der Klaſſen 4 und 3 und die Hand⸗ 
werkskammerbeiträge von St. Johann, ſo iſt der Reſt den Gewerbetreibenden der 
Klaſſen 4 und 3 der Stadtbezirke Saarbrücken und Malſtatt-Burbach gutzuſchreiben. 


8 10. 


Die zur Zeit in den 3 Städten geltenden Ordnungen für die Steuer vom 
Grundbeſitze werden ihren Grundſätzen nach in der Weiſe aufrechterhalten, daß 


dem Steuerſatze von 2½ Promille in Saarbrücken und Malftatt-Burbach ein 
Steuerſatz von 2½ Prozent Hausſteuer und 1 Promille Land-(Wert⸗) Steuer in 
St. Johann entſpricht. ö 

Mit Wirkung vom Beginne des 16. Jahres nach der Vereinigung ſoll 
eine einheitliche Neuregelung der Steuern vom Grundbeſitze für die vereinigte 
Stadt erfolgen. a 

Die Grundſtücke und Gebäude in dem Stadtbezirke St. Johann haben 
dabei das Vorzugsrecht, daß von demjenigen Prozentſatze der ſtaatlich veranlagten 
Grund- und Gebäudeſteuer, welcher in der Form einer beſonderen Gemeindeſteuer 
vom Grundbeſitz auf den Stadtbezirk St. Johann entfallen würde, 

im 16. bis 20. Jahre nach der Vereinigung 33 ½ Prozent = / und 

im 21. bis 25. Jahre nach der Vereinigung 25 Prozent 8 0 
in Abzug gebracht werden. 

l 

Die im Stadtbezirke Malſtatt-Burbach eingeführten beſonderen Steuern 

und Abgaben: 

Betriebsſteuer, Aſchenabfuhrgebühr, 

Schankkonzeſſionsſteuer, Kanalgebühr 
werden in dieſem Stadtbezirke 15 Jahre weiter erhoben, die Kanalgebühren jedoch 
längſtens bis zu dem auf die Inbetriebſetzung der Kläranlage der Kanaliſation 
folgenden 1. April oder 1. Oktober. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung tritt die für Saarbrücken beſtehende 
Bierſteuerordnung für St. Johann in Kraft. Sonſtige neue Steuern und Ab⸗ 
gaben, mit Ausnahme einer einheitlichen Wertzuwachsſteuer, dürfen die erſten 
15 Jahre mit Wirkung für den Stadtbezirk St. Johann nur unter finngemäßer 
Anwendung des $ 20 eingeführt werden. Bis zur Einführung einer einheitlichen 
Wertzuwachsſteuer bleiben die Wertzuwachsſteuerordnungen der drei Städte in 
Kraft. Sollte bis zur Vereinigung die in St. Johann beſchloſſene Wertzuwachs⸗ 
ſteuerordnung noch nicht in Kraft getreten ſein, ſo gelten die Beſtimmungen der 
Saarbrücker Wertzuwachsſteuerordnung auch für den Stadtbezirk St. Johann. 


§ 12. 

Die ſonſtigen in den drei Städten bisher gültigen Ortsſtatute, Polizei⸗ 
verordnungen, Steuerordnungen, Reglements und Stadtverordnetenbeſchlüſſe bleiben 
bis zu ihrer Aufhebung in Kraft. 15 

In den erſten 15 Jahren nach der Vereinigung dürfen nachteilige Ver— 
änderungen in den Preiſen und bisherigen Vergünſtigungen bei dem Bezug aus 
den ſtädtiſchen Betriebswerken für die Einwohner und Gewerbetreibenden im Stadt⸗ 
bezirke St. Johann nicht eintreten. Eine Veränderung der Preiſe für Gas, Waſſer 
und Elektrizität darf im Verhältniſſe der 3 Stadtbezirke zueinander nur prozentual 
gleichmäßig geſchehen. 


$ 14. | 
Bei Veränderungen in der Geſetzgebung über die Kommunalabgaben, durch 
welche die Beſtimmungen der $$ 8 bis 13. berührt werden, müſſen dieſe im Rahmen 
und in ſinngemäßer Anpaſſung an die neue Geſetzgebung derart geändert werden, 
daß kein Stadtbezirk Nachteil erleidet. 


815. 
Die Vertragſchließenden ſind darüber einig, daß die vereinigte Stadt, ſoviel 
an ihr liegt, die vorhandenen Märkte beſtehen laſſen muß. 


§ 16. 
Innerhalb 10 Jahren nach der Vereinigung müſſen die zur Zeit in der 
Verhandlung begriffenen Projekte mit einem Geſamtaufwande von ſieben Millionen 
Mark zur Durchführung gelangen. 


Von dieſen 7 Millionen müſſen 3½ Millionen für Projekte des Stadt⸗ 
bezirkes St. Johann, je 1¾ Millionen Mark für Projekte der Stadtbezirke Saar⸗ 
brücken und Malſtatt⸗Burbach verwendet werden. 

Auch bei der Verwendung von Teilbeträgen in den einzelnen Rechnungs⸗ 
jahren ſoll möglichſt das entſprechende Verhältnis beobachtet werden. 

Außerdem werden je nach Bedarf bis zu etwa 1½ Millionen zur Deckung 
der Koſten der zwei von den Städten Saarbrücken und St. Johann beſchloſſenen 
Brücken verwendet. 

§ 18. 

Die erſtmalige Wahl des erſten und zweiten Bürgermeiſters lerſten Bei⸗ 
geordneten) der vereinigten Stadt erfolgt durch die Stadtverordnetenverſammlung 
mit Dreiviertelmehrheit. 

Bis zum Amtsantritte des Bürgermeiſters und der beſoldeten Beigeordneten 
der vereinigten Stadt haben die erſten und zweiten Beigeordneten der 3 Städte 
die Führung der Geſchäfte. 

Die Reihenfolge beſtimmt der Regierungspräſident. 
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Die zur Zeit der Vereinigung im Dienſte der drei Städte ſtehenden 
Gemeindebeamten (Rheiniſche Städteordnung §§ 52 und 53 Nr. 6) gehen mit 
dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der durch die Vereinigung ent⸗ 
ſtehenden Stadt Saarbrücken über. Ihre Anſprüche auf Dienſteinkommen, Ruhe⸗ 
gehalt, Hinterbliebenenverſorgung, Sterbegeld und ihr Anſtellungsverhältnis 
bleiben, bis die vereinigte Stadt eine einheitliche Regelung vornimmt, ſelbſt dann 
unverändert, wenn fie inzwiſchen in einem anderen Stadtbezirke beſchäftigt werden; 
bei der Neuregelung darf kein Beamter eine vermögensrechtliche Schädigung er⸗ 
leiden. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf die 
in den drei Städten angeſtellten Lehrperſonen. 5 


RE 


I $ 20, ä 
Zur Aufhebung oder Anderung von Sonderrechten der drei Städte iſt die 


Zuſtimmung von mindeſtens ½ der geſetzlichen Zahl der Stadtverordneten des 
betreffenden Stadtbezirkes erforderlich. 


§ 21. 

Die Vereinigung geſchieht mit dem 1. April 1909. 

Für das Rechnungsjahr 1. April 1909/10 wird die durch die Vereinigung 
entſtandene Stadt nach den Einzeletats der drei Städte verwaltet; die in den drei 
Städten beſchloſſenen Steuern werden für Rechnung der durch die Vereinigung 
entſtandenen Stadt erhoben. 


Saarbrücken, St. Johann a. Saar, 
den 5. Dezember 1908. den 5. Dezember 1908. 
Der Bürgermeiſter. Der Bürgermeiſter. 
In Vertretung: Dr. Neff. 
Der Beigeordnete 
H. Kalck. 


Malſtatt⸗Burbach, den 5. Dezember 1908. 


Der Bürgermeiſter. 
Schmook. 


(Nr. 10939.) Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Beamten der 
Berg-, Hütten» und Salinenverwaltung. Vom 20. März 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 Geſetzſamml. 
S. 122) in der Faſſung der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetzſamml. 
S. 107) ſowie auf Grund des Artikel V des Geſetzes vom 21. Juni 1897 
(Geſetzſamml. S. 193), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staats⸗ 
beamten, was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Den Beamten der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung, denen für ihre 
amtliche Tätigkeit ein beſtimmter Dienſtbezirk überwieſen iſt, können für Dienſt⸗ 
reiſen in dieſem Bezirke Tagegelder und Reiſekoſten bis zu den geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Sätzen aus der Staatskaſſe gewährt werden. In welchen Fällen und 
in welcher Höhe ſolche Entſchädigungen zu zahlen find, beſtimmt der Minifter 
für Handel und Gewerbe im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. Ein An⸗ 


ſpruch auf Tagegelder und Reiſekoſten nach Maßgabe des Geſetzes vom 
24. März 1873, der Allerhöchſten Verordnung vom 15. April 1876 und des 
Geſetzes vom 21. Juni 1897, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der 
Staatsbeamten, ſteht den gedachten Beamten für die bezeichneten Dienſtleiſtungen 
nicht zu. 

2 15 übrigen erhalten die Beamten der Berg-, Hütten: und Salinen⸗ 
verwaltung bei Dienſtreiſen Reiſekoſten und Tagegelder nach Maßgabe der an⸗ 
geführten geſetzlichen Beſtimmungen. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. April 1909 in Wirkſamkeit. Die ent⸗ 
gegenſtehenden bisherigen Verwaltungsvorſchriften werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 20. März 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. 


(Nr. 10940.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Rhaunen. Vom 19. März 1909. 


Au Grund der SH 48, 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des 
rheiniſchen Rechtes vom 12. April 1888 GGeſetzſamml. S. 52) und des Artikel 5 
der Verordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 
(Geſetzſamml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von 
Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 
von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Rhaunen gehörige Gemeinde Hauſen 
am 15. April 1909 beginnen ſoll. f 


Berlin, den 19. März 1909. 


Der Juſtizminiſter. 
Beſeler. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 «Al 
. und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


